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Aunsländer in Europil
ztulLae: gjnes t[r$::n:l pppositionellen studenren in der Bundesrepublik- Der Fall von Hakki Keskin ist kein Einzelfall - Eine Studie von Robert
Ruoff, Berlin
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weigert-, cs sei dänn, t'Keskin kehre in die
Türkei zur,ück. Unter der gegenwärtigen
Regierung Melen, die unter der Oberauf-
sicht des Militärs die linke Opposition
verfolgt, müsste Keskin zumindest mit
einer hohen Zuchthausstrafe rechnen.
Alle, die es wissen wollen, wissen, dass
seit der faktischen Machtübernahme
durch das türkische Militär zahlreiche
Polizeieinsätze gegen demokratische Stu-
denten stattfarrden, dass die Verhafteten
gefoltert wurden, dass schliesslich meh-
rere Oppositionelle in einem Militärge-
richtsverfahren zum Tode verurteilt und
erhängt wurden.

Haltung der Ausländorpolizel

Die West-Berliner"Ausländerpolizei will
jodoch Hakki Keskin keinen Fiemdenpass
ohne förmliches Asylverfahren ausstellen,
obwohl die gesetzlichen Voraussetzungen
dafür gegeben wären. Das Asylverfahren
hat allerdings - wohl als Ueberbleibsel

des Zweiten Weltkriegs ;- seine Eigen-
tümlichkeiten: Es schliesst notwendig den
Besuch bei einem US-Informationibüro
ein, das Auskünfte verlangt, <die auslän-
dische Geheimdienste m interessieren
pflegen>, wie Dr. Franz, Richter am Ber-
liner Oberverwaltungsgericht in einer Sen-
dung des Senders Freies Berlin formu-
lierte. In diesem Zusammenhang sollte
man sich an die wichtige strategische
Lage des Nato-Mitglieds Türkei erinnern
und auch daran, dass die USA in der
Türkei rund hundert militärische Basen
unterhalten, zu denen selbst der türkische
Stabschef keinen Zutritt hat. Für Hakki
Keskin ist aber ausschlaggebend, dass ein
Asylersuchen in der Bundesrepublik auto-
matisch mit dem Verlust dei türkischen
Staatsbürgerschaft verbunden wäre. Er
könnte also selbst dann nicht in die Tür-
kei zurückkehren, wönn etwa die von
Kemal Atatürk gegründete Republika-
nische Volkspartei unter ihrem neuen
Führer Bülent Ecevit - einem Sozialde-
mokraten, vergleichbar dem Deutschen
Joachim Steffen - nach den für 
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angestrebten Wahlen eine Regierung bil-
den könnte. Bei einer solchen Entwick-
lung, auf die selbst die konservative
<<Frankfurter Allgemeine Zeitung> ztJr
Durchführung der notwendigen Reformen
ihre Hoffnung setzt, will Keskin selbstver-
ständlich in die Türkei zurückkehren.
Vorerst aber droht ihm die Ausweisung
aus dem Bundesgebiet, obwohl etwa Dr.
Franz in diesem Fall eine politische Ver-
folgung so evident scheint, dass er <jede
Massnahme, die auf eine Zwangsentfer-
nung des Betroffenen vom Asylgebiet der
Bundesrepublik gerichtet ist, für verfas-
sungswidrig) hält.

Wiederum setzen sich jetzt zahlreichc
Persönlich,keiten aus der Bundesrepublik
und anderen europäischen Ländern für
Hakki Keskin ein, unter ihnen Erich
Fried, Hans-Magnus Enzensberger, Mar-
tin Niemöller, Peter Merseburger, Simone
de Beauvoir, Professor Dr. Ossip K.
Flechtheim, Karsten Voigt, Simon Peter
Gerlach. Zusammen mit Organisationen
wie den Jungsozialisten, der IG Chemie-
Papier-Keramik, dem World University
Service fordern sie in einem offenen Brief
an Bundespräsident Gustav Heinemann,
dass

1. Hakki Keskin nicht ausgewiesen wird
und einen deutschen Fremdenpasb be-
kommg 2. alle Ausländer, die für demo-
kratische und soziale Rechte in ihrern
Heimatland einfreten und deshalb aus po-
Iitischen Gründen von ihren Heimatbe.
hörden keinen Pass erhalten, generelt An.
spruch auf einen deutschen Fremdenpass
haben; 3. das getrtende Ausländergesetz
liberalisiertr_ un-d.nicht - wie vorgesehen
- verschdrft wird.

Dieso lctztc Forderung ist besonderr
.wichtig. Hakki Keskin ist ein Fall gewor-
den, weil cr im Rahmen seiner Möglich,
keiten versucht, für die Verwirklichung
demokratischer und sozialer Rechte in
seinem Land zu arbeiten. Er ist damit in
Gegensatz zu den Interessen der Mächti-
gen geraten. Er wird bedroht, aber von
seinen Freunden und von bekannten Per-
sönlichkeiten in Schutz genommen, Zahl-
reiche Menschen, die als Ausländer in
einem europäischen Land die gleiche Ar-
beit leisten wie Keskin, sind ebenso be-
droht, nur weniger bekannt. Und noch
viele mehr, die in den hochindustrialisier-
ten Ländern arbeiten und - wie manche
griechische Arbeiter etwa - im Wider-
spruch stehen zum Regime in ihrer Hei-
mat, sind im Falle der.Bedrohung nicht in
der Lage, sich gegen Verfügungen der
Behörden des <<Gastlandes)i zu wehren,
allein schon, weil sie die Landessprache
nicht beherrschen. Was geschieht mit ih-
nen?

Ein Mensch findet sich manchmal
scheinbar zufällig wieder in der Rolle des
Hasen, den alle jagen. Betrachtet man
solche Zufälle genauer, so entdeckerr sich
einem wohl Zusammenhänge und Gesetz-
mässigkeiten; das besondere Schicksal
eines Einzelneh wird zum Fall.

Ein Beispiel: Hakki Keskin, Doktorand
der Politischen Wissenschaften am Otto-
Suhr-Institut (OSI) der Freien Universität
Berlin. Der türkische Student betreibt seit
1964 seine Ausbildung in Deutschland,
erst in Hamburg, dann in Berlin. Am
Otto-Suhr-Institut erwarb er t97l das Di-
plom der Politischen Wissenschaften. Von
1968 bis 1,970 war Hakki Keskin Vorsit-
zender der türkischen Studentenföderation
in der Bundesrepublik und des türkischen
Studentenvereins in Berlin. Die meisten
deutschen Studerrten, die ihn kennen, se-
hen in ihm einen der rund tausend aus-
ländischen Studenten, die an der Freien
Universität unter ihnen leben, unauffällig,
bescheiden, freundlich.

Protest zugunsten Keskins

' Def türkische Staat sieht in Hakki Kes.
kin offenbar einen gefährlichen Staats-
feind. Seit 1969 dauern die Versuche .ar1,
Keskin mundtot oder zumindest seine Ar-
beit wirkungslos zu machen. Wegen seiner
politischen Tätigkeit weigern sich die tür-
kischen Behörden im Mai L969, Keskin
den Pass zu verlängern; sie entziehen ihm
die Studiengenehmigung und sperren ihm
die Devisen, um ihn zur Rückkehr in die
Türkei zu zwingen. Keskin will aber sein
Studium in Berlin abschliessen. Also folgt
der nächste Schlag im Oktober 1,970: das
türkische Kabinett beschliesst, Keskin die
türkische Staatsbürgerschaft zu entziehen.
In der damals noch parlamentarisch re-
gierten Türkei protestiert die oppositio-
nelle Presse, Zahbeiche europäische, Fer-
sönlichkeiten, unter ihnen die Professoren
Abendroth, Fetscher, Flechtheim, Goll-
witzer und Weischedel, die Schriftsteller
Günter Grass, Jean-Paul Sartre und den
ehemalige Regierende Bürgermeister von
Berlin, Heinrich Albertz, wenden sich in
einem offenen Brief ar die tüikische.Re-
gierung.

Es lst hlstorisch zu belegen, dass dle
Krttik der progresslven Opposition ln al-
len Gesellschaften zu feder Zelt der dyna.
mische Entwicklungsfaktor gewesen lst
Görade ln den ünteienfwlckellen Ländern,
wo sich dle Mehrzahl' der Bevötkenrnj
noeh ln extrenerl unverschuldeter Armut
befindot, lst es exktenznotwendigr"drss dle ,
ausgebildete schmale Minderhelt stch für
die Entwicklung lhrer Länder in besonde.
rem Masse verantwortlich fühtt und slch
für die Emanzipation lhrer Gesellschaft
engagiert.r

Die herrschenden Kreise in der Türkei
sehen das allerdings anders. Sie stützen
sich auf die weitgehend konservative, un-
geschulte Bevölkerung, die zu 70 Prozent
auf dem Land lebt und bei Parlaments-
wahlen in letzter Zeit regelmässig den
Grossgrundbesitzern und Führern glosser
ländlicher Sippen - von denen sie abhän-
gig sind - ztt stabilen Mehrheiten verhel-
fen. Die feudalen Herren, die sich vor
allem in Demirels konservativer Gerech-
tigkeitspartei sammeln, mögen es naturge-
mäss nicht, dass die ATOeF, die türkische
Studentenföderation in der Bundesrepu-
blik, Ergebnisse einer wissenschaftlichen
Umfrage veröffentlichen, die erbrachte,
dass <34 Prozent der ländlichen Bevölke-

rung den Namen keiner einzigen türki-
. schen Partei kennen und in Dörfern, in
denen die Gerechtigkeitspartei die abso-
lute Mehrheit gewann, 45 Prozent nicht
den Namen der Partei nennen können. die
lte wählen> (<Frankfurter Rundschäu>,
28. Februar). Die Regierung in Ankara
hat denn auch für die türkischen Studen-
ten im Ausland verordnet, sie würden

<<nach dem Vorschlag des Beauftragten
und nach dessen 'Bes!ätigung durch das
Unterrichts. qnd Kultusministerium in die
Türkei zurüchgeholt, wenn sie a) Hand.
lungen begehen, die die'Ehre und das
Ansehen der Staatsangehörigkeit der tür-
kischen Republik odel die Bhre und das
Ansehen des türkischbn Studenten verlet-
zen beziehungsweise herabsetzen, b) sich
an Aktionen und Bewegungen beteiligen,
4.!e gemäss den türkischen Bestimmungen
für das Land als schädtich angenommen
werden könnten.n

Die 
'Wahrheit 

sagen, heisst in den
Augen der türkischen Behörden offenbar
bereits, das Ansehen und die Ehre der
türkischen Republik herabsetzen. Denn es
gehört zu den Tatsachen, dass die Türkei
ein Entwicklungsland ist,- dass über ein
Drittel des gesamteh Staatshaushalts für
militärische Zwecke ausgegeben wird,
dass L969 mehr als zwei Drittel der west-
lichen Entwicklungshilfe an die Türkei
militärische Hilfe war, dass, nach offiziel-
len Angaben, 197L die Preise um 23
Prozent stiegen, während die Löhne fast
stagnierten. Zu den Tatsachgn gehört
schliesslich die hohe Arbeitslosigkeit:
nach den jüngsten Angaben der türki-
schen Regierung sind 2 Millionen Men-
schen durchschnittlich arbeitslos; in Win-
termonaten steigt diese Zahl bis ztr 7
Millionen von insgesamt 13,5 Millionen
arbeitsfähiger Menschen. Von diesen Zu-
ständen profitiert die Schweiz genauso
wie, die Bundesrepublik Deutschland,
denn neben ltalienern, Spaniern, arbeiten
auch türkische Arbeiter in der Schweiz.

Reaktion der türkischen Regierung

Die türkische Regierung revidierte zwar
nach den irrternationalen Protesten ihren
Beschluss gegen Hakki Keskin. Er behielt
die türkische Staatsangehörigkeit. Der
Kampf ging mit"anderen Mitteln weiter:
Keskins "Pass wur'de zunäclst um 6 Mo-
nate veflängert,'d4prkvon neüem die Ver-


